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3 a 
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BAföG § 37 Abs. 4 idF d. Bekanntmachung v. 9. April 1976 
(BGBl I S. 989); BGB § 1613 Abs. 1

Der Senat hält daran fest, daß die Rechtswahrungsanzeige 
nach § 37 Abs. 4 BAföG a.F. die Inanspruchnahme der El­
tern des Auszubildenden auf Erfüllung des übergeleite­
ten Unterhaltsanspruchs für die Vergangenheit erst ab 
dem Zeitpunkt des Erlasses des Bescheides über die 
Vorausleistung eröffnet (Bestätigung von BGHZ 74, 121).

BGH, Urt. v. 26. März 1980 - IV b ZR 515/80 - OLG Stuttgart
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in der Familiensache

Verkündet am
26. März 1980
H e l l m a n n ,
Justizamtsinspektor
als Urknndsbeamter 
der Geschäftsstelle

des Landes Baden-Württemberg, vertreten durch das Re- 
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Klägers und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Dr.

gegen

Herrn Werner G^lpstraße 54,

Beklagter und Revisionsbeklagter,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt
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Der IVb - Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 26. März 1980 durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Grell und die Richter 
Knüfer, Lohmann, Dr. Seidl und Dr. Blumenröhr

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
17. Zivilsenats - Familiensenats - des Ober­
landesgerichts Stuttgart vom 26. September 1978 
wird zurückgewiesen.

Der Kläger hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Kläger nimmt den Beklagten wegen rückwirkend ge­
währter Ausbildungsförderung aus übergeleitetem Recht 
auf UnterhaltsZahlung in Anspruch.

Der 1952 geborene eheliche Sohn des Beklagten be­
suchte nach dem Abschluß der Realschule, einer erfolg­
reichen Ausbildung als Elektromechaniker, kurzer Tätig­
keit in diesem Beruf und anschließender Ableistung des 
Wehrdienstes vom 4. Oktober 1973 bis 30. Juni 1974 den 
Vorbereitungskurs zur Erlangung der Fachhochschulreife. 
Auf seinen Vorausleistungsantrag vom 25. Februar 1974
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erkannte ihm der Kläger am 16. September 1974 für die 
Monate Oktober 1973 bis Juni 1974 eine Ausbildungsförde­
rung zu, die sich auf DM 332,—  monatlich belief und ihm 
nach Abzug der DM 80,—  betragenden monatlichen Unter­
haltsleistungen des Beklagten in Höhe von monatlich 
DM 252,—  als Vorausleistung gewährt wurde. Eine ent­
sprechende Rechtswahrungsanzeige übersandte der Kläger 
dem Beklagten unter dem 15. Juli 1974 und leitete den 
Unterhaltsanspruch des Geförderten für die fragliche 
Zeit mit Bescheid vom 12. November 1974 auf sich über.

Mit seiner Klage hat der Kläger den als Voraus­
leistung gewährten Betrag von DM 2.268,—  nebst Zinsen 
geltend gemacht. Familiengericht und Oberlandesgericht 
haben die Klage abgewiesen. Mit der (zugelassenen) Re­
vision verfolgt der Kläger seinen Anspruch weiter.

Entscheidungsgründe:

Das Rechtsmittel hat keinen Erfolg.

Zutreffend hat das Berufungsgericht entschieden, 
daß der Beklagte für die fragliche zurückliegende Zeit 
nicht nach § 1613 Abs. 1 BGB auf UnterhaltsZahlung in 
Anspruch genommen werden kann, weil es an einem Zahlungs­
verzug im Sinne der Vorschrift fehlt. Insoweit werden 
auch von der Revision keine Bedenken erhoben. Entgegen 
der Ansicht des Klägers ist dem angefochtenen Urteil 
aber auch darin zuzustimmen, daß § 37 Abs. 4 BAföG in 
der bis zum Inkrafttreten des Sechsten Gesetzes zur Än­
derung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
(6. BAföGÄndG) vom 16. Juli 1979 (BGBl I S. 1037) gel-
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tenden Fassung den geltend gemachten Anspruch nicht 
zu rechtfertigen vermag.

Wie der Bundesgerichtshof mit Urteil vom 28. März 1979 
(BGHZ 74, 121) entschieden hat, eröffnet die unverzüg­
liche schriftliche Mitteilung von der Bewilligung der 
Ausbildungsförderung (Rechtswahrungsanzeige) nach § 37 
Abs. 4 BAföG a. F. die Inanspruchnahme der Eltern des 
Auszubildenden auf Erfüllung des übergeleiteten Unter­
haltsanspruchs für die Vergangenheit erst ab dem Zeit­
punkt des Erlasses des Bescheides über die Vorausleistung. 
Die gegen diese Auffassung gerichteten Angriffe der Re­
vision geben dem Senat keine Veranlassung zu einer ab­
weichenden Beurteilung.

In der Entscheidung hat der Bundesgerichtshof nicht 
verkannt, daß bei diesem Verständnis des § 37 Abs. 4 
BAföG a. F. sich der Umfang der öffentlich-rechtlichen 
Pflicht zu Vorausleistungen für die Vergangenheit und 
der Umfang der Rückgriffsmöglichkeiten gegenüber den un­
terhaltspflichtigen Eltern nicht decken und daß regel­
mäßig Nachzahlungen erbracht werden, für die teilweise 
kein Regreß genommen werden kann. Er hat es auch als 
ein mögliches Anliegen staatlicher Ausbildungsförderung 
angesehen, eine Kongruenz zwischen dem Umfang öffent­
licher Vorausleistungen und dem Rahmen unterhaltsrecht­
lichen Zugriffs herzustellen. Einen dahin gehenden Ge­
setzeszweck, wie er angeblich bereits § 37 Abs. 4 BAföG 
in seiner bisherigen Fassung zugrunde gelegen haben soll 
(vgl. Bericht des BT-Ausschusses für Bildung und Wissen­
schaft vom 16. Mai 1979 BT-Drucks. 8/2868 S. 31), hat



der Bundesgerichtshof der Vorschrift Jedoch nicht mit 
der erforderlichen Bestimmtheit entnehmen können. In­
zwischen hat der Gesetzgeber zur "Harmonisierung" des 
öffentlichen Leistungsrechts mit dem Unterhaltsrecht 
durch das erwähnte 6. BAföGÄndG, das Jedoch nicht 
rückwirkend in Kraft getreten ist (Art. 7 Abs. 1 des Ge­
setzes), die Vorschrift des § 37 Abs. 4 geändert. Da­
bei erscheint beachtlich, daß auch diese Neuregelung 
den bürgerlich-rechtlichen Unterhaltsanspruch nicht bis 
zum Beginn der Zeit sichert, für die Vorausleistungen 
erbracht werden, sondern die Rückforderung vorausge­
leisteter Beträge erst ab einer Unterrichtung der Eltern 
über die Voraussetzungen einer Inanspruchnahme ermög­
licht. Grund dieser Einschränkung war der mit § 1613 
BGB bezweckte Schutz der Unterhaltspflichtigen (vgl. 
BT-Drucks. aaO). In diesem Gesichtspunkt des Schuldner­
schutzes, der im Falle eines ohne weiteres gegebenen 
Rückgriffs für die gesamte Zeit der Vorausleistungen 
nahezu völlig entwertet wäre, hat auch der Bundesge­
richtshof den maßgebenden Grund für die dargelegte In­
terpretation des § 37 Abs. 4 BAföG a. F. erblickt. Da­
bei hat er die Warnfunktion, die in § 1613 Abs. 1 BGB 
der Mahnung zukommt und die in der Neuregelung des 
§ 37 Abs. 4 BAföG der Unterrichtung der Eltern übertra­
gen ist, erst durch die Rechtswahrungsanzeige bisherigen 
Rechts als erfüllt angesehen und lediglich eine begrenzte 
Rückwirkung dieser Mitteilung bis zum Erlaß des Beschei­
des angenommen. Daß hierdurch der Gedanke des Schuldner­
schutzes im Übermaß berücksichtigt würde, läßt sich auf 
der Grundlage der bisherigen gesetzlichen Regelung - ent­
gegen der Ansicht der Revision - auch für die Fälle 
nicht feststellen, in denen der Unterhaltspflichtige, wie
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es in der Regel zutrifft und vom Kläger auch im vor­
liegenden Fall geltend gemacht wird, durch seine An­
hörung nach § 36 BAföG von dem laufenden Verwaltungs­
verfahren Kenntnis hatte.

Hiernach erweist sich die Inanspruchnahme des Be­
klagten für die fragliche Zeit als unbegründet. Daß 
die Rechtswahrungsanzeige, anders als in dem am 
28. März 1979 entschiedenen Fall, in dem die Mitteilung 
entsprechend Nr. 37.4.1 BAföGVwV in der bisherigen 
Fassung (abgedruckt bei Blanke/Rothe, BAföG 9. Aufl. II 1 
§37) nach Erlaß des Vorausleistungsbescheides an den 
Vater ergangen war, hier bereits vor diesem Bescheid 
an den Beklagten übermittelt worden ist, ist dabei 
ohne Bedeutung, da die fraglichen Vorausleistungen auch 
zu diesem (früheren) Zeitpunkt bereits beendet waren.

Dr. Grell Knüfer Lohmann
Dr. Seidl Blumenröhr
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